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Im Namen des Der es ene n Volkes 

'~. 

In der St rajSache gegen den Ttschlergesellen ~v 
N in Wien, nur zei: dort in Uhtersuchungshajt 
wegen Verbrechens gegen das Blutschutzgesetz 

hat das Reichsgericht, 6l StrajSenat, in der Sitzung 
vom 4.September 1942, an der teilgenommen haben 

als Richter: - 
der Senatspräsident Dr.Tamele 
und die He ichsger tchtsräte Schoerlín, .Dr.2eídler, 
Dr.Fbwelka, Grafen, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Oberstaatsanwalt Schickert. 

auf die Níchtigkeitsbeschwerden. des Angeklagten und der 
Staatsanwaltschaft nach mündlicher Verhandlung für Hecht 
erkannt: 

Das Urteil des Landgerichts W i e n I vom l5.Junil942 wird im 
St rajausspruch mit den diesem zugrunde liegenden Feststellungen 
aufgehoben. 

In dem sich hieraus ergebenden Umfang wird die Sache zu neu: 
er Verhandlung und Entscheidung an das Erstgericht zurückverwiesen. 

Von Rechts wegen 
r Gründe 

Das Landgericht hat den .Angeklagten wegen eines. Verbrechens 
gegen den § 2 des Blutschutzgesetees nach dem § 5 Abs.2 dieses 
Gesetzes bei Anwendung des § 8 der St rafenanpassungsverordnung vom 
e„Ju1 í 1958 (RGBI I $.844) zu einer zuchthausstraje von sechs ob; 
taten verurteilt. 
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ES stellt in den Ur teils gründen fest, der .Angeklagte Set 
Frotektoratsangehöriger tschechischer Abstammung dem deutschen 
artverwandten Blutes und habe in der Zeit vom l6.Hdrz 1959 bis 
Januar 1941 zu Wien mit der VClljüdin HE | in 
Kenntnis ihrer Rasseeugehörfgkeit geschlechtlich verkehrt. ES 
billigt dem Angeklagten daß er der i r r  gen Überzeugung gewe= 
Sen Set. geschlechtliche Beziehungen zu einer Jüdın seien ihm 
als Prctektoratsangehörigem tschechischer Abstammung nicht verba= 
ten rechnet ihm diesen St rajrechts irr zum als einen mildernden 
Umstand an, der einem .Stratausschl ießungs= oder Rechtfertígungs= 
grunde nahekdmme,und ermäßigt die dem § 5 Abs.2 des Blutschuteü 
zu entnehmende Strafe nach dem § 8 Abs. 1 Satz 2 der Strajenan= 
passungsuerordnung„ Diese mildernde Eigenschaft des Strafrechts= 
Irrtums sagen die Ehtscheidungsgründe ergebe sich daraus, 
daß der Angeklagte der nach dem Ar tikel 2 Abs.2 des Erlasses des 
Führers vom l6.März 1959 (Head I $„485) Staatsangehöríger des 
Frotektorates sei, zur Zeit der Tat bis Januar 1941 nicht habe 
wissen können daß sein Verhalten nach dem Blutschutegesete ver: 
boten Set; denn das Blutschutzgesetz sei erst durch die Dritte 
Ausführungsuerordnung zum Blutsehutzgesetz vom 5.Ju1 z 1941 (Rest I 
S›}84) .allerdings mit rückwirkender Kraft ab l6;uärz 1939 im Pro- 
tektorate für alle Bewohner, auch für die tschechischer Abstammung 
eingeführt worden. . 

Bei diesen Erwägungen hat das Landgericht außer acht gelassen. 
daß die Tot nicht im Fvotektorat, sondern in Wien begangen worden 
íst„Dort war aber das Blutschutzgesetz schon seit dem Jahre 1938 
Verordnung über die .Einführung der Nürnberger Rassengesetze in 

Lande Österreich vom 20 Mit 1958 (RGBI I 8-594) - in Kraft„ ES 
galt auch für den .Angeklagten- .Er konnte als Angehöriger des Pro: 
tektorats Böhmen und Mähren für die in Wien begangene Tat unter 
denselben voraussetzungen wie ein Deutscher wegen eines Verbrecher 
gegen das Blutschutzgesetz strafrechtlich verfolgt werden„ Siehe 
RGSt Bd 74 $.278.. 

Der Angeklagte. den Ja ein etwaiger Strafreehtsírrtum nicht 
entlasten köNnte -, ist deshalb für den Geschlechts verkehr mit der 
Jüdin zu Recht nach dem § 5 Abs.2 des Blutschutegesetees bestraft 
worden. Und zwar hat er einem in Kraft befindlichen Gesetze, das 
er ersichtlich gekannt hat, und nicht einem Gesetze euwtdergehan= 
delt, das erst nach seiner Tat mit rückwirkender Kraft erlassen 

zu . 

worden 
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worden ist. Die Gründe liegen also nicht vor, denen das Land: 
gericht dem Strajrechtstrr tun, in dem sich der Angeklagte nach der 

Auffassung des Landgerichts befunden hat, die Bedeutung eines sehr 
erheblichen Uilderungsgrundes beigemessen hat. Deren irrige Ann oh= 
me hat ersichtlich den Strafausspruch erheblich beeinjlußt„ 

Dies führt dazu, daß der Strafausspruch mit den ihm zugrunde 
liegenden Feststellungen aufgehoben und die Sache zu neuer Verhand= 
lung und Entscheidung über den Strajousspruch - wobei die Frage, 
ob überhaupt ein Strafrechtsirrtum vorgelegen hat . neu zu prüfen 
ist an das .Erstgericht zurückuerwíesen werden muß. 

Dieses .Ergebnis hat sowohl die nur gegen den Strafausspruch 
gerichtete Nicht igke itsbeschwerde der Staatsanwaltschaft als auch 

das lediglich einen sachlieh=rechtlichen Nichtigkeitsgrund geltend 
machende Rechtsmittel des Angeklagten, das - wie sich aus dem oben 
Dargelegten ergibt - den vom Beschwerdeführer erstrebten Erfolg 
nicht haben konnte. Nach der Sachlage war die Aufhebung des .Straff= 
ausspruchs zum Nachteil des Beschwerdeführers geboten. 

Die Entscheidung entspricht dem .Antrags des Oberreichsanwalts~ 
~Tamele Schoerlin Dr.Zeidler 

aus 

de e.- 
Dr . Pawel ka 

*all 
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